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Können in betriebswirtschaftlichen Kostenauffassungen 
soziale Kosten berücksichtigt werden? 
Von Prof. Dr. Dr. h. c. Edmund Heinen und Dr. Arnold Picot, München 
Ein Problemfeld für die Verbesserung der „Lebensqualität" besteht in dem 
Auseinanderklaffen von einzelwirtschaftlich verrechneten und gesamtwirt-
schaftlich entstandenen Kosten. Dieser Beitrag versucht begrifflich zu 
klären, ob die 'betriebswirtschaftlichen Kostenbegriffe prinzipiell in der 
Lage sind, die sogenannten sozialen Kosten, hier interpretiert als unent-
geltlicher Faktorverzehr, (teilweise) in sich aufzunehmen. Dazu werden 
die pagatorischen Kostenbegriffe von Koch und Riebel sowie der auf 
Schmalenbach zurückgehende werlmäßige Kostenbegriff einer problem-
bezogenen Analyse unterworfen. Es stellt sich heraus, daß unter bestimm-
JenJB^ingun soziale Kosten in Planungsrechnungen 
zu _be rücksichtigen vermögen und daß in ferlsWös 
der wertmäßige Kostenbegriff interessante Verbindungen~zu den sozialen 
Kosten eröffnet. Nachdem die begriffliehten'M 
werden die realen Bedingungen einer einzelwirtschaftlichen freiwilligen 
Einbeziehung sozialer Kosten skizziert, und es wird die Rolle der einzelnen 
Unternehmung bei der Beseitigung sozialer Kosten kurz zu umreißen 
versucht. 
I. Problemstellung 
Der vorliegende Beitrag widmet sich dem Zusammenhang der Verbesse-
rung der sogenannten Lebensqualität1 und der Notwendigkeit, einzelwirt-
schaftliches Verhalten zu verändern. Von besonderem Interesse dabei ist 
die Veränderung der inhaltlichen Gestaltung des Rechnungswesens einer 
Unternehmung. Es wird begrifflich zu klären versucht, inwiefern Wert-
verzehre, die gemeinhin als soziale Kosten angesehen werden, als be-
triebswirtschaftliche Kosten eingestuft werden können, und es wird kurz 
diskutiert, welche Folgeprobleme eine solche Möglichkeit aufwirft. 
En_.Prgbl^mM der „Lebensqualität" besteht in 
dem Au^einand einzel- und gesamtwirtschaftlichen Kosten: 
Der von der einzejwirtschaftlichen Produktion verursachte Wertyerzehr 
ist in der Regel höher als der im einzelwirtschaftlic^ 
1 Vgl. zum Problem und zu den gegenwärtig diskutierten Möglichkeiten der Bestimmung 
von „Lebensqualität" z. B. den Überblick von Simonis, U. E., Ansätze zur Bestimmung 
und Gewinnung von Lebensqualität, in: Vorgänge, Heft 4, 1973, S. 89—111. Unter dem 
Stichwort „Lebensqualität" wird meist eine Vielzahl von wünschenswerten Bedingungen 
für eine Verbesserung der individuellen und gemeinschaftlichen Lebensverhältnisse 
diskutiert, wie Umweltschutz, Angebot an öffentlichen Gütern und Diensten, Arbeits-
zufriedenheit, Freizeit, materielles Einkommen. Im folgenden wird nur ein Teilbereidi 
dieses Komplexes, nämlich die betriebswirtschaftlich bedingten sozialen Kosten, ins-
besondere die Umweltbelastungen, berücksichtigt. 
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berücksichtigte2. Die Folge ist, daß andere Wirtschaftssubjekte bzw. die 
Gesellschaft insgesamt diesen zusätzlichen Wertverzehr tragen müssen, 
wodurch sich die sogenannte Lebensqualität verschlechtern kann. Bei-
spiele hierfür sind zahlreich: Die unentgeltliche und ungehinderte Ver-
schmutzung von Luft oder Wasser durch die industrielle Produktion führt 
u. U. zu gesundheitlichen Schädigungen in der Bevölkerung und ver-
ursacht für die Allgemeinheit besondere Aufwendungen etwa für das 
Gesundheitswesen und für die Wasseraufbereitung in Kläranlagen; die 
einzelwirtschaftliche Verursachung von Unfällen oder Krankheiten führt 
zu Belastungen der Allgemeinheit in Form von Kosten des Gesundheits-
wesens oder in Form der Verminderung des gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitskräftepotentials, weil diese Belastungen von der Unternehmung 
nur z. T. oder gar nicht getragen werden. 
Die wohl häufigste und wichtigste Forderung, die im Rahmen von markt-
wirtschaftlichen Lösungsvorschlägen dieses Problems3 erhoben wird, ist 
die Einbeziehung'Jlnt^rnaUsi^unc^ ctersozjjäte^ 
wegen der verursachenden BeMebsjmtsAaften: der Verursacher soll die 
bislang externalisierten (sozialen) Kosten selbst tragen (Verursacher-
prinzip)4. Die schrittweise Realisierung dieser Forderung soll zur Ver-
ringerung der bewirkten Schäden und zur Verminderung der Diskrepanz 
zwischen dem einzelwirtschaftlich verrechneten und dem gesamtwirt-
schaftlich entstandenen Kostenanfall beitragen. Von der betriebswirt-
schaftlichen Berücksichtigung der bislang nicht einbezogenen Wertver-
zehre wird eine Veränderung der Struktur des einzelwirtschaftlichen 
Wertverzehrs erwartet. Es wird vermutet, daß sich die Unternehmungen 
aus Wirtschaftlichkeits- und Konkurrenzerwägungen bemühen, die ge-
2 Daß auch die von der Einzelwirtschaft bewirkten und die von ihr verrechneten Leistun-
gen divergieren können, muß hier der Vollständigkeit wegen erwähnt werden. Dieser 
Sachverhalt, der ebenfalls auf die Qualität des Lebens einwirkt, kann angesichts der 
Thematik und des Umfangs dieses Beitrags hier nicht weiter analysiert werden. 
3 Vgl. dazu z.B. Frey, B. S., Umweltökonomie, Göttingen 1972; Glagow, M. (Hrsg.), 
Umweltgefährdung und Gesellschaftssystem, München 1972; Siebert, H.f Das produ-
zierte Chaos, Ökonomie und Umwelt, Berlin usw. 1973. Neben der einfachen Verlage-
rung der Kosten der Gesamtwirtschaft auf die Einzelwirtschaften kommen auch direkte 
technische Auflagen und Verbote als weitere Maßnahmen in Betracht. 
4 Vgl. insbesondere das Umweltprogiamm der Bundesregierung, Bundestagsdracksache 
Nr. VI/2710, Bonn 1971; Materialien zum Umweltprogramm der Bundesregierung, zu 
Bundestagsdrucksache Nr. VT/2710, Bonn 1971; Das Verursacherprinzip, Möglichkeiten 
und Empfehlungen zur Durchsetzung, Umweltbrief Nr. 1, hrsg. vom Bundesministerium 
des Innern, 26. Oktober 1973; Rehbinder, E., Politische und rechtliche Probleme des 
Verursacherprinzips, Berlin 1973; Bea, F. X., Die Verteilung der Lasten des Umwelt-
schutzes nach dem Verursacherprinzip, in: WiSt, 2. Jg. 1973, S. 453—457. Zahlreiche 
Folgekosten von Arbeit und Technologie, die früher als soziale Kosten anzusehen 
waren, sind auf diesem Wege in der Vergangenheit von den Unternehmungen — aus 
rechtlichem Zwang oder aus freiwilligem Antrieb — internalisiert, d. h. in betriebswirt-
schaftliche Kosten umgewandelt worden. 
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stiegenen Kosten durch Umorganisationen, technische Umstellungen und 
sparsamere Verwendung der bislang unentgeltlichen Einsatzgüter mittel-
oder langfristig zumindest teilweise zu beseitigen. Selbst wenn aber ein 
solcher bei der Einzelwirtschaft ansetzender Abbau des gesamtwirtschaft-
lichen Wertverzehrs z. B. aus marktlichen oder technischen Gründen lang-
fristig nicht gelingen sollte und die zusätzlichen Kosten von den Einzel-
wirtschaften lediglich überwälzt würden, so wäre dennoch erreicht, daß 
nicht mehr die Allgemeinheit, sondern die Leistungsempfänger diese 
Kosten trügen 5; die zusätzlichen Erlöse können in diesem Fall, besonders 
wenn sie in Form von Abgaben an die öffentliche Hand fließen, grund-
sätzlich zu einer eventuell kompensierend wirkenden Verbesserung an-
derer Bereiche verwandt werden. 
In diesem Zusammenhang stellt sich für den Betriebswirtschaftler die 
begriffliche Frage, ob die betriebswirtschaftlichen Kostenbegriffe 
prinzipiell in der Lage sind, die sogenannten sozialen Kosten (teilweise) 
in sich aufzunehmen. Zur Beantwortung dieservereinfacht gestellten 
Frage soll zunächst ein gebräuchlicher und für die Untersuchung zweck-
mäßiger Sozialkostenbegriff umrissen werden, um ihn anschließend mit 
den verschiedenen Ausprägungen des betriebswirtschaftlichen Kosten-
begriffs zu konfrontieren. Im Anschluß daran können den begriffslogi-
schen Möglichkeiten in knapper Form die realen Bedingungen entgegen-
gehalten werden, die bei der praktischen Verwirklichung der aufgezeigten 
Möglichkeiten gegeben sind. 
II. Soziale Kosten und betriebswirtschaftliche Kostenbegriffe 
1. Zum Begriff der sozialen Kosten 
Der Begriff der sozialen Kosten wurde in den fünfziger und sechziger Jah-
ren in der deutschsprachigen Nationalökonomie ausgiebig diskutiert6. 
Die zahlreichen Fassungen, die dieser Begriff erhalten hat, können und 
sollen hier nicht dargestellt und diskutiert werden. Obwohl keine einheit-
liche Auffassung zum Sozialkostenbegriff zustande gekommen ist, kann 
für den Zweck dieses Beitrags eine Begriffsinterpretation gewählt werden, 
die sich einerseits in der Fachdiskussion weitgehend durchgesetzt hat und 
5 Eine solche Konsequenz kann sozialpolitische Probleme aufwerfen und außerdem je 
nach Art der betroffenen Güter wiederum die Allgemeinheit belasten. 
6 Vgl. dazu insbesondere Kapp, K. W., Volkswirtschaftliche Kosten der Privatwirtschaft, 
Tübingen und Zürich 1958; Lauschmann, E., Zur Frage der „social costs", in: Jahrbuch 
für Sozialwissenschaft, 10. Jg. 1959, S. 193—220; Probleme der normativen Ökonomik 
und der -wirtscliaftspolitischen Beratung, hrsg. von E. von Beckerath und H. Giersch, 
Schriften des Vereins für Socialpolitik, N. F. Bd. 29, Berlin 1963 mit Beiträgen von 
B. Fritsch, H. Jürgensen, K. W. Kapp, E. Lauschmann und R. J. Willeke zum Problem 
der sozialen Kosten; Borchardt, K., Volkswirtschaftliche Kostenrechnung und Eigentums-
verteilung, Bemerkungen zum Problem der Sozialkosten, in: JNÖSt, Bd. 178, 1965, 
S. 70—79; Michalski, W„ Grundlegung eines operationalen Konzepts der Social Costs, 
Tübingen 1965. 
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andererseits für die Untersuchung der skizzierten Fragestellung eine aus-
reichende Operationalität besitzt. Diese Definition stellt die zusätzlichen, 
im Rechnungswesen der Einzelwirtschaften nicht erscheinenden produk-
tionsbedingten Belastungen in den Mittelpunkt. Soziale Kosten sind 
demnach „alle primär technologisch bedingten, durch Unternehmungen 
verursachten, externen Belastungen, welche von Dritten, nämlich von 
Häushalten, von Unternehmungen oder von der Gesellschaft als ganzer, 
in Form von erhöhten Aufwendungen bzw. Ausgaben oder in Form von 
realen Beeinträchtigungen oder Schäden getragen werden"7. 
Aus kostentheoretischer Sicht läßt sich dieses bereits eingangs beschrie-
bene Phänomen wie folgt einordnen: DieJ3etriebswirtschaft verzehrt im 
Rahmen ihrer Leistungserstellung eine Reihe von Produktionsfaktoren, 
ohne daß sie fürdiesen Wertverzehr ein (auch nur YalküTäfönscSesy Eht-
geUjntrichtet. Es iMtlsi^alspT auA y^^ 
Faj^orme^ Die Erscheinungsformen einer 
solchen unentgeltlichen Inanspruchnahme von Produktionsfaktoren sind 
zahlreich: 
Luft, Wasser und Boden werden häufig unentgeltlich als Medien zur Ab-
lagerung von ökonomisch nicht verwertbaren Kuppelprodukten (Abfällen) 
ge- und verbraucht; 
Grundwasser, Bodenschätze und Boden werden von der Unternehmung 
in Anspruch genommen und teilweise erschöpft, ohne daß der von ihr 
gezahlte „Preis" dem tatsächlichen Werteverzehr in jedem Fall entspricht; 
öffentliche Dienste wie Infrastrukturleistun des Verkehrs und der 
Ausbildung werden in manchen Fällen vielleicht in höherem Ausmaße 
beansprucht, als es den von der Unternehmung gezahlten öffentlichen 
Abgaben entspräche; 
Arbeitskräfte werden u. U. im Produktionsprozeß in höherem Ausmaß be-
ansprucht (z. B. Arbeitszufriedenheit, Unfallgefahr, Kmnkheit), als durch 
betriebliche Gegenleistungen (z.B. Lohn, Versicherungen, Sozialleistun-
gen) abgegolten wird. 
In all diesen beispielhaft genannten Fällen übersteigt der gesamtwirt-
schaftliche den bei der Einzelwirtschaft tatsächlich berücksichtigten Wert-
verzehr. Es soll hier nicht in die für einige Fälle durchaus berechtigte 
Diskussion eingetreten werden, ob oder unter welchen Bedingungen die 
7 Michalski, W., a. a. O., S. 109. Damit werden soziale Kosten, die Haushalte durch Ge-
brauch bestimmter Güter verursachen können (z. B. Hausbrand, Kraftfahrzeugnutzung 
usw.), aus dieser Untersuchung ausgeklammert. Ihre Behandlung wirft zusätzliche 
schwierige Probleme auf. 
8 Richter, 1., Die Wirtschaft der „unbezahlten" Kosten, Zu neueren Veröffentlichungen 
über die „Sozialkosten", in: Hamburger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik, hrsg. von H.-D. Ortlieb, 5. Jg., Tübingen 1960, S. 217—223, hier S. 218 f. Ähnlich 
auch z. B. Borchardt, K., a. a. O., S. 75; Eichhorn, P., Umweltschutz aus der Sicht der 
Unternehmenspolitik, in: ZfbF, 24. Jg., 1972, S. 633—649, hier S. 636. 
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jeweiligen Wertverzehre tatsächlich einen unentgeltlichen Faktoreinsatz 
darstellen9. Ohne Schwierigkeit ließe sich jedoch für jeden Fall eine 
konkrete betriebswirtschaftliche Produktionssituation aufzeigen, in der 
derartige soziale Kosten entstehen. Typisch für die beschriebenen Sozial-
kostenarten sind die gegenwärtig intensiv diskutierten Umweltbelastun-
gen, die von der industriellen, aber auch von der öffentlichen Leistungs-
produktion ausgehen. „In den genannten Fällen nützen Wirtschaftssub-
jekte jeweils ein Gut, das knapp ist — und dennoch zahlen sie nicht 
dafür, sofern nicht die Rechtsordnung besondere öffentliche Verpflichtun-
gen einführt."10 Daraus folgt, „daß nicht alle Belastungen, die einer Wirt-
schaftsgesellschaft infolge bestimmter Produktionen erwachsen, Eingang 
in die einzelwirtschaftliche Kalkulation finden"11. „Die Kostenrechnung 
der Einzelbetriebe erfaßt nicht alle durch den Betrieb verursachten 
Kosten."12 
Ob dieses „praktische" Rechnungsverhalten sich zwingend aus den inhalt-
lichen Ausprägungen des betriebswirtschaftlichen Kostenbegriffs ergibt, 
ob begriffliche Möglichkeiten der Einbeziehung dieser externen Verzehrs-
arten in das einzelwirtschaftliche Rechnungswesen bestehen und welche 
Fragen sich dabei stellen, das soll im folgenden untersucht werden. Im 
Mittelpunkt stehen die beiden Arten des betriebswirtschaftlichen Kosten-
begriffs, die am häufigsten diskutiert werden, nämlich der pagatorische 
Kostenbegriff (in den Fassungen von Koch und Riebe!) und der wert-
mäßige Kotsenbegriff (Hauptvertreter Schmalenbach, Kosiol u. a.). 
2. Der pagatorische Kostenbegriii und soziale Kosten 
a) Der Kostenbegriff von Koch 
Koch definiert bekanntlich Kosten als „die mit Herstellung und Absatz 
verbundenen, nicht kompensierten Ausgaben"18. Diese p^gäTönscRe" "ATüf-
9 Das gilt insbesondere für das angeführte Arbeitskräftebeispiel. Für den individuellen 
Fall ist ein Werturteil über die Gerechtigkeit der Verteilungsstruktur Voraussetzung 
für die Bestimmung von sozialen Kosten. Im Fall bestimmter Berufskrankheiten läßt 
sich jedoch z. B. durch einen Vergleich der Belastungen des Gesundheitswesens mit den 
an die medizinischen Institutionen geleisteten Zahlungen die Entstehung von sozialen 
Kosten feststellen. Auch die sozialen Kosten bei der Inanspruchnahme öffentlicher Güter 
sind praktisch nur schwer zu bestimmen, weil die Aufrechnung mit den geleisteten 
Abgaben große Probleme aufwerfen kann. Wegen des Grundlagencharakters der fol-
genden Untersuchung sollen diese wahrscheinlich nur durch Konvention lösbaren 
Fragen ausgeklammert bleiben. 
10 Eorchaidt, K.t a. a. O., S. 75. 
11 Michalski, W., a. a. O., S. 117 f. 
12 Mellerowicz, K.r Kosten und Kostenrechnung I, Theorie der Kosten, 3. Aufl., Berlin 
1957, S. 35. Mellerowicz ist einer der wenigen betriebswirtschaftlichen Kostentheore-
tiker, der sich ausführlich mit dem Begriff der volkswirtschaftlichen Kosten auseinander-
setzt. Vgl. ebenda, S. 19—36. 
13 Koch, H., Zur Diskussion über den Kostenbegriff, in: ZfhF, 10. Jg., 1958, S. 355—399, 
hier S. 397. Vgl. zu diesem Kostenbegriff auch Heinen, E., Betriebswirtschaftliche Kosten-
lehre, Kostentheorie und Kostenentscheidungen, 3. Aufl., Wiesbaden 1970, S. 84 ff. 
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fassunq von betriebswirtschaftlichen Kosten läßt zunächst die prinzipielle 
Möglichkeit einer Berücksichtigung von sozialen Kosten in der einzel-
wirtschaftlichen Rechnung als ausgeschlossen erscheinen. Soziale Kosten 
sind nämlich u. a. dadurch diarakterisiert,, daß, sie.bei.de 
Ugteniefcr^ zu Ausgaben führen. Zwar können Soziale Kosten 
bei demjenigen, der sie tragen muß t zu Ausgaben führen und damit dort 
den pagatonschen Kos tenbe jx^H^^ (z. B. produktionsnotwendige 
Wasseraufbereitung bei einer flußabwärtsliegenden Unternehmung, weil 
flußaufwärtsgelegene Unternehmungen das Brauchwasser durch Ab-
wässereinleitung verwendungsunfähig machen). Doch ist dieser Zusam-
menhang für die Erfassung der betriebswirtsfo der 
verursachenden Unternehmung ohne Bedeutung, da ihr keine Ausgaben 
entstehen. Der .pagatorische Kostenbegriff bezieht sich nämlich nur auf 
die betrieblichen Ausgaben15. Erst wenn Ausgleichszahlungen von der 
vejursachenden Einzelwirtschaft freiwillig an die Nadhbarunternehmung 
oder gezwungenermaßen an die öffentliche Hand in Form spezifischer 
Abgaben oder Steuern geleistet werden, entstehen dieser Unternehmung 
in der laufenden Periode oder in den folgenden Perioden aus der Sicht des 
pagatorischen Kostenbegriffs Kosten, die" die zuvor externalisierten 
Kosten zumindest zum Teil ausgleichen, d. h. internalisieren. Dies wäre 
keine Folge der Ausweitung des pagatorischen Kostenbegriffs im Hinblick 
auf die sozialen Kosten; vielmehr handelte es sich hierbei um eine (durch 
Verhandlung oder Gesetz erzwungene) Erhöhung der laufenden betriebs-
wirtschaftlichen Kosten. Die zuvor extern bewirkten, jedoch nicht mit 
Ausgaben verbundenen Wertverzehre der einzelwirtschaftlichen Produk-
tion lassen sich mit diesem Kostenbegriff nicht erfassen. 
Zwar scheint mit dieser Darstellung die Position des pagatorischen Kosten-
begriffs von Koch hinsichtlich des Begriffs der sozialen Kosten bereits 
prinzipiell geklärt. Es stellt sich jedoch zusätzlich die Frage, ob die von 
Koch_yorgenommene Erweiterung der Extensionskomponente des paga-
torischen Kostenbegriffs durch Hypothesenbildung eine Veränderung der 
zuvor skizzierten Sachlage bedeutet10. Obwohl Koch seine Hypothesen 
nicht explizit auf die Frage der sozialen Kosten bezieht — er illustriert 
ihre Notwendigkeit anhand anderer Beispiele —, läßt sich die Anwend-
14 Die nicht zu unterschätzenden Probleme, die sich bei einer „verursachungsgerechten" 
Zuordnung von sozialen Kosten auf einzelne Betriebswirtschaften häufig ergeben 
können, sollen hier nicht näher erörtert werden. Vgl. dazu insbesondere Rehbinder, E., 
a. a. O., Eichhorn, P., a. a. O., S. 637 und Schneider, W., Verursacherprinzip oder die 
Belastung aller? Ein Beitrag zum Problem des Umweltschutzes, in: Probleme des 
Industrialismus in Ost und West, Festschrift für Hans Raupach, hrsg. von W. Gumpel 
und D. Keese, München und Wien 1973, S. 457—478. Es wird im folgenden vereinfachend 
davon ausgegangen, daß die diskutierten sozialen Kosten einer Betriebswirtschaft 
zurechenbar sind. 
15 Vgl. Koch, H., a. a. O., S. 361 f. 
16 Vgl. ebenda, S. 369 ff.; Heinen, E., a. a. O., S. 88 ff. 
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barkeit der Hypothese auch für die hier interessierende Problemstellung 
diskutieren. 
„Da die Kostenrechnung zur Kontrolle des Unternehmungsablaufs sowie 
zur Fundierung der Planungsüberlegungen der Unternehmensleitung 
durchgeführt wird, müssen die Bedingungen des Verifikationsmodells 
(gemeint ist das jeweilige kostenrechnerische Modell, A. d. V.) weitgehend 
mit Erfahrungstatsachen oder den zu erwartenden empirischen Bedin-
gungen übereinstimmen. Jedoch besteht in einigen Fällen für den 
Kostenrechner die Notwendigkeit, diese oder jene konkrete Bedingung 
nicht der Wirklichkeit zu entnehmen, sondern mit Hilfe von Hypothesen 
/ zu bilden."17 Koch unterscheidet in diesem Zusammenhang zweck- und 
prämissenbedingte Hypothesen. Während die erstgenannten sich aus dem 
Zweck der Kostenrechnung ableiten und deswegen eine Modifizierung des 
pagatorischen Kostenbegriffs ermöglichen sollen (z. B. Preishypothesen 
in der Plankostenrechnung), dient die zweite Art von Hypothesen der 
Erfassung solcher Fälle, die im pagatorischen Kostenbegriff definitorisch 
nicht vorgesehen sind (z. B. Ausgabenansatz für geschenkte Produktions-
faktoren). Beide Hypothesentypen sind nun mit Blick auf die Fragestel-
lung dieses Beitrags zu untersuchen: 
Ein heute zunehmend wichtiger Zweck der Kostenrechnung ist die „Fun-
dierung der Planungsüberlegungen der Unternehmensleitung", d.h. die 
Vorbereitung von zukunftsbezogenen unernehmungspolitischen Entschei-
dungen unter Kostenaspekten (z. B. langfristige Standort-, Programm- und 
Investitionsentscheidungen sowie mittelfristige Absatz- und Produktions-
planungen). Beim pagatorischen Kostenbegriff wird in diesem Fall der mit 
Anschaffungspreisen bewertete prognostizierte Faktoreinsatz als Kosten-
information den Prognose- und Planungsüberlegungen zugrunde gelegt. 
Ausgangspunkt dieses Vorgehens sind beispielsweise Hypothesen über 
eine „normale" wirtschaftliche Entwicklung und über bestimmte Anschaf-
fungspreise. 
Die Beurteilung der Zukunftsentwicklung kann jedoch außerdem die 
zweckbedingte Hypothese hervorbringen, daß mit einer durch Gesetz 
oder öffentliche Meinung erzwungenen Einbeziehung bestimmter sozialer 
Kostenarten (z. B. Umweltbelastungen) zu rechnen sei. In diesem Falle 
müßte auch in der Rechnung mit pagatorischen Kosten ein Anschaffungs-
preis für die bislang (teilweise) unentgeltlichen 
unterstellt und ein entsprechender Ausgabenblock als Kosten der Um-
weltinanspruchnahme in die Kostenprognose aufgenommen werden, 
obwohl über den Ausgabencharakter dieser Kostenart bisher kaum etwas 
Konkretes Jbekannt ist. Werden aufgrund solcher Planungsüberlegungen 
sozialkostenintensive Alternativen nicht gewählt, weil sie mehr Aus-
gaben erwarten lassen als andere, und tritt der prqgnostizjerte 
17 Koch, H., a. a. O., S. 369. 
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zwang in der Folgejnicht ein, so hat die zweckbedingte Hypothese de facto 
zu~einer begrifflicherTBerücksichtigung und zu einer echten^Verminderung 
von sozialen Kosten geführt. Bewahrheitet sich die Prognose, so hat die 
Hypothese lediglich den tatsäcHichen,"^ 
der Unternehmung adäguat vorweggenommen; nun sind ex post keine 
sozialen Kosten durch die Hypothesenbifdung vom Kostenbegriff erfaßt 
worden, die planerische Vorwegnahme der sozialen Kosteninternalisie-
rung hat jedoch ebenfalls eine Verminderung des gesamtwirtschaftlichen 
Wertverzehrs bewirkt. 
Hier taucht natürlich die Schwierigkeit auf, relevante Anschaffungspreise 
für die bisher (Zi T . oder yollständig) gratis zur Verfügung stehenden Ein-
satzgüter zu ermitteln, _weil_die_Rechts- und Marktverhältnisse einen 
solchen Preis bisher nicht hervorbrachten. Im Rahmen der pagatorischen 
Kostenrechnung könnte man sich z. B. mit einer Orientierung an ähnlichen 
Entwicklungen im Ausland oder an analogen Situationen in der Vergan-
genheit behelfen. Auf diese für die Praxis sehr schwierigen, das Prinzip 
jedoch kaum berührenden Fragen ist hier nicht näher einzugehen. Es läßt 
sich festhalten, daß die Einführung zweckbedingter Hypothesen in den 
pagatorischen Kostenbegriff die zuvor beschriebene Einbeziehung von 
sozialen Kosten in die Planungsrechnung und in Zukunftsentscheidungen 
möglich macht und eine Verminderung des wirtschaftlichen Wertverzehrs 
nach sich ziehen kann. 
Es fragt sich nun, ob durch die Einführung prämissenbedingter Hypothesen 
soziale Kosten nicht nur wie zuvor beschrieben zukunftsbezogen, sondern 
auch gegenwarts- und vergangenheitsorientiert vom pagatorischen 
Kostenbgriff prinzipiell erfaßt werden können. Eine solche prämissen-
bedingte Hypothese führt Koch für den Fall des Einsatzes von geschenk-
ten Produktionsmitteln im Produktionsprozeß ein. Die Hypothesenbil-
dung ist in diesem^Falle notwendig^ weil d ^ 
von der Prämisse ausgeht, J ;daß de£Unternehmer alle im Betfiebsprozeß 
eingesetzten Produktionsmittel käuflich erwirbt"18. Für denFall einer_ 
geschenkten'Masc^rne^ffiäeTz] B. „die Hypothese eingeführt werden, der 
Unternehmer habe seitens des Schenkenden eine Geldzuwendung erhal-
ten und mit diesem Geldbetrag die betreffende Maschine gekauft"10. 
Soziale Kosten sind eingangs in der Weise definiert worden, daß es sich 
dabei um den Verzehr von unentgeltlich zur Verfügung stehenden Pro-
duktionsfaktoren handelt. Man kann also beispielsweise die Tatsache, 
daß der Einzelwirtschaft vielfach die Umwelt als Produktionsfaktor der 
Abfallbeseitigung kostenlos zur Verfügung^ steht^ als (von der Gesell -
schaft) geschenkte Produktionsyorau^ Es fragt sich, 
ob für diesen Fall eine prämissenbedingte Hypothese zur Erfassung dieses 
18 Ebenda, S. 371. 
19 Ebenda. 
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Werteverzehrs zu bilden wäre. Die Produktionsfaktoren sind nämlich in 
dem Betriebsprozeß eingesetzt und nicht käuflich (etwa in Form von Ver-
schmutzungsrechten) erworben worden. Eine positive Antwort auf diese 
Frage würde die Einbeziehung von sozialen Kosten für den um die 
Kochschen Hypothesen erweiterten pagatorischen Kostenbegriff geradezu 
begriffsnotwendig erfordern. 
Die Antwort darf jedoch nicht vorschnell gegeben werden, sondern ver-
langt eine Stellungnahme vom Standpunkt des pagatorischen Kosten-
denkens. Grundlage dieser Kostenauffassung aber ist es gerade, „daß der 
Kostenbegriff.. . aus der Gesamtheit der im Verlauf einer Unternehmung 
stattfindenden Geldtransaktionen (Eingang und Ausgang von Geldmit-
teln) herausgearbeitet wird" 2 0. Demnach wäre es auch unter der Berück-
sichtigung von prämissenbedingten Hypothesen nicht richtig, einen 
Produktionsmitteleinsatz, der im allgemeinen nicht mit Geldtransaktionen 
verbunden ist, mit Hilfe einer Hypothese in pagatorische Kosten zu über-
führen. Anders läge allerdings der Fall, wenn einer Unternehmung bei-
spielsweise von der Stadt- oder Landkreisverwaltung aus standort-
politischen Gründen bestimmte Umweltschutz- oder Infrastrukturlasten 
erlassen, „geschenkt" würden, die an anderen Standorten gemeinhin von 
den Produzenten zu tragen, d. h. mit Geldtransaktionen verbunden sind. 
Die sozialen Kosten, die die Unternehmung in diesem Falle der Öffent-
lichkeit auflädt, wären mit Hilfe einer prämissenbedingten Hypothese 
ähnlich wie ein geschenktes Produktionsmittel in eine Kostensumme zu 
transformieren und in der internen Rechnung zu berücksichtigen. Als 
Anschaffungspreise könnten die Preise dienen, die andere Unterneh-
mungen für ihre vergleichbaren Umweltbelastungen und für die Inan-
spruchnahme der öffentlichen Infrastruktur zu zahlen haben. 
Die Frage, ob eine soziale Kostenart als Geschenk im Sinne einer 
prämissenbedingten pagatorischen Hypothese aufzufassen ist oder vom 
pagatorischen Standpunkt nicht aus der Gesamtheit der Geldtransaktionen 
hergeleitet werden kann, läßt sich nicht ohne weiteres eindeutig beant-
worten. Es dürfte von der „üblichkeit" der Ausgaben für die betreffenden 
Kostengüter bei den anderen Unternehmungen abhängen, ob eine Ein-
beziehung mit Hilfe einer prämissenbedingten Hypothese erfolgen soll. 
Dieses freilich unscharfe Kriterium ermöglicht es, dem Prinzip der Ver-
gleichbarkeit in der internen einzelwirtschaftlichen Rechnung zu ent-
sprechen, um die Kostensituation mit der anderer Anbieter messen und 
Änderungen in der Strukturpolitik leichter auffangen zu können. Ob die 
kostenrechnerische Berücksichtigung der „geschenkten" Auflagen aller-
dings mit dem strukturpolitisch motivierten Erlaß dieser Auflagen zu 
vereinbaren ist, ob sie nur der Information dient, ob sie zu einer Ver-
ringerung der sozialen Kosten oder aber zu Preiserhöhungen führt, kann 
nur im Einzelfall beurteilt werden und muß hier offen bleiben. 
20 Ebenda, S. 397. 
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Die Analyse des Zusammenhangs zwischen dem Begriff der sozialen 
Kosten und dem Kochschen pagatorischen Kostenbegriff zeigt, daß nur in 
bestimmten Prognosesituationen mit Hilfe zweckbedingter Hypothesen 
eine zukunftsbezogene und nur unter ganz spezifischen Produktions-
bedingungen mit Hilfe prämissenbedingter Hypothesen eine gegenwarts-
und vergangenheitsorientierte Einbeziehung von einzelnen sozialen 
Kostenarten in den pagatorischen betriebswirtschaftlichen Kostenbegriff 
möglich ist. Diese Formen der Einbeziehung können auch (müssen aber 
nicht) zu einer Verminderung der sozialen Kosten beitragen. Im allgemei-
nen ist jedoch die Überlappung der beiden Kostenkonzepte nicht gegeben. 
b) Der Kostenbegriff von Riebel 
Der Kostenbegriff von Riebel kann als eine Variante des pagatorischen 
Kostenbegriffs angesehen werden. Bezugspunkt dieser betriebswirt-
schaftlichen KWtenbetracHtung ist jedoch nicht in erster Linie eine Ab-
rechnungsperiode oder ein Produkt, sondern die Entscheidung über ein 
irgendwie^abgegreriztes Kalkulationsobjekt. Kosten in diesem Sinne sind 
alle ^dujcff dieJEntschei^ Kalkul^ion¥ö>r5jelIt 
insbesondere über die Erstellung von Leistungen sowie über "Aufbau, 
Aufrechterhaltung und Anpassung der Betriebsbereitschait~äu7geT.östen 
Ausgaben (einsdiließlidi der Ausgabenverpilichtungen)uii. 
Diese Kostendefinition ist allein auf die ausgabenbezogenen Konsequen-
zen betriebswirtschältlicher Entscheidungen zugeschnitten. Vom Stand-
punkt einer Unternehmung koS.en In"ihr soziale"Kosten," die den einzel-
wirtschaftlichen Entscheidungsträger nicht zu Ausgaben ^r^flichten, 
keine Berücksichtigung finden. Durch viele Entscheidungen „über die 
Erstellung von Leistungen sowie über Aufbau, Aufrechterhaltung und 
Anpassung der Betriebsbereitschaft" werden soziale Kosten verursacht, 
die zwar mit Sicherheit bei anderen Wirtschaftssubjekten (Staat, Unter-
nehmungen, Haushalte) Ausgaben auslösen, aber nicht die produzierende 
Unternehmung als Trägerin der Entscheidungen betreffen. Nur dieser 
letztgenannte Zusammenhang zwischen Entscheidung und Ausgaben-
konsequenzen ist aber von Riebel gemeint22. Freiwillige oder erzwungene 
Ausgleichszahlungen des Entscheidungsfragen^ an die von sozialen 
Kosten Betroffenen führen auch hier, wie schon beim J>a^atorischen 
Kostenbegriff von Koch, zu einer (teilweisen) Umwandlung der sozialen 
Kosten in befriebswirtschahiidhe Kosten. Der Begriff istJedoch nicht in 
^eJL.I^ .9?i..5U® ^kannten sozialen Kosten zu erfassen, die nicht mit Aus-
gaben des Verursachers verbunden..sind.' 
21 Riebel, P., Einzelkosten- und Deckungsbeitragsrechnung, Grundfragen einer markt- und 
entscheidungsorientierten Unternehmerrechnung, Opladen 1972, S. 344. 
22 Vgl. ebenda, S. 85, wo Riebel als Kostenmerkmal die durch die Entscheidung aus-
gelösten Ausgabeverpflichtungen hervorhebt. 
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Eine nicht nur für den Riebeischen Kostenbegriii typische Schwierigkeit 
liegt in der PrognoseunsrchefheTt für ~die~clurch die Entschel^n^~"~äüs-
gelösteji Ausgaben"23. Im vorliegenden Zusammenhang wird diese 
Schwierigkeit besonders deutlich: Investitions- und Programmentschei-
dungen lassen in der Regel eine Reihe von sozialen Kosten entstehen 
(z. B. Umweltverschmutzung, intensivere Nutzung der öffentlichen Infra-
struktur, Unfallgefahr am Arbeitsplatz). ObL diese sozialen Kostenkonse-
quenzen einer Entscheidung für die Einzelwirtschaft in Zukunft einmal 
zu Ausgabenverpflichtungen führen können, ist meist nur sehr schwer 
übersehbar. Die Schwierigkeit dieses Prognoseproblems hängt ab von 
dem art- und mengenmäßigen Umfang der verursachten sozialen Kosten, 
der zeitlichen Reichweite der Entscheidung (z. B. Nutzungsdauer einer 
bestimmten Technologie) und dem Zustand und der Dynamik des „öffent-
lichen Bewußtseins" für die Problematik und Sanktionierung von sozialen 
Kosten. Hinzu kommt, daß das Bewußtsein des Entscheidungsträgers 
selbst die Bandbreite dieser z. T. kaum prognostizierbaren Konsequenzen 
zu überblicken in der Lage sein müßte — eine Prämisse, die nicht losgelöst 
von der allgemeinen Entwicklung etwa des „Umweltbewußtseins" ge-
sehen werden kann. Es wird somit, parallel zum oben behandelten Fall 
der pagatorischen Kosten mit zweckbedingten Hypothesen, auch bei 
zukunftsorientierter Anwendung des ßiebelschen „entscheidungsorien-
tierten" Kostenbegriffs (z. B. beim Rechnen mit Plan-Einzelkosten und 
Plan-Deckunqsbeiträgen) häufig vorkommen, daß soziale Kosten als durch 
eine Entscheidung möglicherweise ausgelöste Ausgaben einbezogen wer-
den. Für die Planung werden dadurch rechtliche Wandlungen oder Ent-
wicklungen der öffentlichen Meinungsbildung zu antizipieren versucht24. 
In die ex post-Rechnung können bei strenger Anwendung dieses Kosten-
begriffes nur diejenigen sozialen Kosten „einbezogen" werden, die durch 
externen Zwang zu Ausgaben oder Ausgabenverpflichtungen geworden 
und damit keine sozialen Kosten mehr sind. Es ist jedoch darauf hinzu-
weisen, daß Riebel die Existenz von nicht ausgabewirksamen Kosten (dies 
wären — Riebel nennt sie zwar nicht — äu^dieTozTaTin Kosümjliicfiit 
völlig ausschließt, sondern für bestimmte Aufgaben durchaus für berück-
sichtigungswert hält. „Wenngleich derartige nicht ausgabewirksame 
kalkulatorische Kosten für Betriebs vergleiche und ähnliche Zwecke eine 
Berechtigung haben, . . . so ist doch die Berücksichtigung nicht ausgabe-
wirksamer Kosten in der laufenden Kostenrechnung für Kontroll- und 
Dispositionszwecke von zweifelhaftem Wert, zumal ihr Kostencharakter 
23 Zur Anwendung der .Riebeischen Einzelkostenrechnung auf langfristige Entscheidungen 
vgl. ebenda, besonders S. 61 ff. und 240 ff. 
24 Auf die damit zusammenhängenden sehr schwierigen Bewertungsfragen soll auch in 
diesem Fall nicht näher eingegangen werden. Sie verändern die Sachlage prinzipiell 
nicht. 
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nach wie vor umstritten ist."25 Immerhin böte sich nach dieser Stellung-
nahrnj^die^^ ähnlich wie im Falle der prämissenbedingten 
Hypothesen im pagatorischen Kostenbegriff, auch in der ex post-Rech-
nung etwa aus Gründen der Vergleichbarkeit der Produktionsbedingun-
gen sozialeJKpsten ohne Äusgabencharakter zu berücksichtigen^ THebels 
KostenbeprUf enthält demnach "die gleichen Mögii(±keiten und Grenzen 
der Einbezieh^ von Koch. 
3. Der wertmäßige Kostenbegriff und soziale Kosten 
Im Unterschied zu den pagatorischen Kostenauffassungen, die grundsätz-
lich an dem Aspekt der Geldausgabe anknüpfen, orientiert. sich^ der auf 
Schwalenbach^zurückgehende 
bedingten Verzehr von Gütern (Sach- und Dienstleistungen)27, der zweck-
abhängig in Geldeinheiten bewertet wird 2 8. Um einerTnögiichst großen 
Zahl von Zwecken gerecht zu werden^ ist sein Inhalt flexibel und in weiten 
Grenzen bestimmt. Dennoch ist er nicht beliebig ausdehnbar, sondern 
wird durch bestimmte Kriterien begrenzt. Das Kriterium der Mengen-
komvonente nennt den Güterverzehr, ung^ dessen Leistungsbezogenheit 
als Abqrenzunqsmerkmale betriebswirtschaftlicher Kosten. Mit der Wert-
komponente wird die Bestimm^ 
mengen (Bewertung} b etrieb s-
wirtschaftlicher Kosten festgelegt. Unter Anwendung dieser beiden 
Kriterien soll im folgenden die Frage des möglichen betriebswirtschaft-
lichen Kostencharakters sozialer Kosten beantwortet werden. 
a) Mengenkomponente 
aa) Güterverzehr 
Es ist zu prüfen, ob im Falle der sozialen Kosten tatsächlich ein_Güter-
verzehr vorliegt, eine Frage, die bei der pagatorischen Kostenauffassung 
25 Ebenda, S. 137 f. 
26 Das Problem, welcher Entscheidung bzw. welchem Kalkulationsobjekt internalisierte 
soziale Kosten bei Anwendung des entscheidungsorientierten Kostenbegriffs zuzurech-
nen sind, soll hier nicht näher behandelt werden. Es berührt eine allgemeine Schwierig-
keit dieses Kostenbegriffs, die sich aus der Interdependenz betriebswirtschaftlicher 
Entscheidungen herleitet. Das angedeutete Zurechnungsproblem stellt sich allerdings 
auch in veränderter Form in Kostenrechnungen auf anderer begrifflicher Basis. 
27 „Das Verzehren, nicht das Geldausgeben entscheidet." Schwalenbach, E., Kostenrech-
nung und Preispolitik, 8. Aufl., bearbeitet von R. Bauer, Köln und Opladen 1963, S. 6 f. 
28 Vgl. zum wertmäßigen Kostenbegriff insbesondere Sdimalenbach, E., a.a.O., S. 5 ff.; 
Kosiol, E., Kritische Analyse der Wesensmerkmale des Kostenbegriffs, in: Betriebs-
ökonomisierung durch Kostenanalyse, Absatzrationalisierung und Nachwuchserziehung, 
Festschrift zum 65. Geburtstag von R. Seyliert, hrsg. von E. Kosiol und F. Schlieper, 
Köln und Opladen 1958, S. 7—37; Heinen, E., a.a.O., S. 56 ff.; Meilen, H., Betriebs-
wirtschaftliche Kosteninformationen, Ein Beitrag zur Theorie der Kostenrechnung, 
Wiesbaden 1968, S. 111 ff. 
356 
keine Rolle spielte. Hierbei ist die Verzehrs- und die Gutseigenschaft 
getrennt zu untersuchen. Das Kriterium des Güter Verzehrs wird^ von den 
Vertretern des wertmäßigen Kostenbegriffs betont weit gefaßt. „Vorerst 
dürfen weder bestimmte Güter noch bestimmte Verzehrsarten aus-
geschlossen werden, es sei denn, es gäbe Güter, die einem Verzehr nicht 
unterliegen können." 2 9 
Zunächst ist die schwierige Frage des Gutsch 
zu beantworten, die bei der Entstehung sozialer Kosten verzehrt werden. 
Nur wenn diese Mengen auch als Güter aufgefaßt'werden"ItonneHriaiseh 
sie sich dem wertmäßigen Kostenbegriff unterordnen. Aus ökonomischer 
Sicht ist ein Gut dadurch gekennzeichnet, daß es begehrt wird und damit 
einen Wert verkörpert. Stehen mehrere werthafte Güter bei begrenzten 
Erwerbsmöglichkeiten zur Wahl, so muß eine konkrete Bewertung über 
ihre relative Vorziehenswürdigkeit entscheiden. Die Werteigenschaft von 
Gütern leitet sich aus der Eignung der betrachteten Mittel für die Er-
reichung bestimmter (Produktions-)Ziele und aus der relativen Seltenheit 
des Mittelvorrats im Vergleich zu den erwarteten Bedürfnissen ab. Relativ 
seltene, d. h. knappe Güter werden_in der Regel als wirtschaftliche, die in 
bezug,_auf. _QJQgr,bes^ümmte.,Bedürfnislage _nicht knappen"'Güter"als"freie 
Güter bezeichnet30. Erst das Bewußtsein der Knappheit eines Gutes läßt 
dessen Verzehr zu einem Problem werden. DerVerzehr eines „freien" 
Qoie^wird nicht als solcher erkann^, da zugleich eine beliebige Repro-
duzierbarkeit dieses Gutes unterstellt wird. Nur der Verzehr von wirt-
s ^ M Ü i c h ^ n a c h dem wertmäßigen Kostenbegriff 
zu den Kosten gezählt werden. " 
Es^jiängt_ nunmehr von der Einordnung der sozialen Kostengüter als 
knapper (wirtschaftlicher) oder freier Güter ab, ob diese™demJwert-
mäßigen^ Kostenbegriff zugerechnet werden können. Eine solche Unter-
teilung der sozialen Kostenarten ist keineswegs einfach oder eindeutig 
vorzunehmen, sondern kann nur fallweise und unter Berücksichtigung des 
jeweiligen ökonomischen Betrachtungsstandpunktes gelingen. Grundsätz-
lich lassen sich vereinfacht unter Berücksichtigung der einzel- und gesamt-
wirtschaftlichen Betrachtungsebene folgende Fälle unterscheiden:31 
Zunächst ist der Fall zu umreißen, daß ein Gut sowohl gesamt-als auch 
einzelwirtschaftlich als frei angesehen wird. Seine Nutzung dringt weder 
29 Kosiol, E., a. a. O., S. 12. 
30 Zum Begriff des wirtschaftlichen Gutes vgl. insbesondere Kosiol, E., a.a.O., S. 12 f.; 
Heinen, E., a.a.O., S. 58 f.; Menrad, S., Der Kostenbegriff, Eine Untersuchung über 
den Gegenstand der Kostenrechnung, Berlin 1965, S. 31 f.; ferner den Überblick bei 
May, E.t Das Wirtschaftsgut, Kritische Analyse der steuerlichen Lehre vom Wirtschafts-
gut aus betriebswirtschaftlicher Sicht, Wiesbaden 1970, S. 14 ff. Zur Unterscheidung von 
freien und wirtschaftlichen Gütern vgl. Varga, St., Freie und wirtschaftliche Güter, in: 
JNÖSt, Bd. 172, 1960, S. 303—314. 
31 Zum Teil in Anlehnung an Varga, St., a. a. O., der eine ähnliche Kategorisierung, jedoch 
mit Bezug auf den Konsumenten als einzelwirtschaftliche Betrachtungseinheit vornimmt. 
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auf gesamt- noch auf einzelwirtschaftlicher Ebene in das ökonomische 
Bewußtsein und findet deshalb weder in der staatlichen Wirtschaftspolitik 
noch in der betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung Berücksichtigung. 
Lange Zeit galt die Luft als ein Beispiel für ein solches freies Gut. 
jäy&ders.Jiegen die Verhältnisse, wenn ein Gut in gesamtökonomischer 
Sicht als wirfscfta/fiic^., der einzelnen Wirtschaftseinheit jedoch als frei 
gilt. Während gesamtwirtschaftlich die Begrenztheit bestimmter Mittel-
vorräte bereits erkannt und teilweise zum Gegenstand wirtschaftspoliti-
scher Maßnahmen geworden ist, geht man einzelwirtschaftlich weiter von 
der quasi unbegrenzten Verfügbarkeit dieser Ressourcen aus. Diese 
Konstellation ist typisch für das hier behandelte Problem der sozialen 
Kosten. Rohstoff-, Wasser- und Bodenvorräte, aber auch einzelne Quali-
täten des Arbeitspotentials und verschiedene öffentliche Dienstleistungen 
sind Beispiele für gesamtwirtschaftlich als begrenzt, einzelwirtschaftlich 
aber häufig als frei betrachtete Güter. Die einzelne Betriebswirtschaft 
sieht sich in einer solchen Konstellation (noch) nicht freiwillig oder recht-
lich veranlaßt, diese von ihr bewirkten Güterverzehre explizit bei ihren 
Entscheidungen zu berücksichtigen, und überwälzt damit Kosten auf die 
Allgemeinheit 
Je nachdem, in welchem Ausmaß sich das Wissen um die Begrenztheit 
bestimmter Faktoren im öffentlichen Bewußtsein niedergeschlagen hat, 
in welchem Ausmaß ein rechtjich yerfügter Erfassungszwang sozialer 
Kosten für die einzelwirtschaftliche Rechnung erwartet wird v in welchem 
Ausmaß die Marktpartner die Vermeidung sozialer Kosten honorieren 
oder in welchem Ausmaß die Produktionsgrundlagen des einzelnen Be-
triebes durch den Ressourcenverbrauch gefährdet erscheinen, kann sich 
auch aus einzelwirtschaftlicher Sicht ein freies, in der Produktion verzehr-
tes Gut in ein knappes wirtschaftliches Gut verwandeln. Ein solcher Ein-
steliungswandel zeigt sich derzeit insbesondere auf dem Gebiet der durch 
die Einzelwirtschaften verursachten Umweltbelastungen. Obwohl über-
haupt noch kein oder noch kein sehr strenger rechtlicher Zwang besteht, 
werden z. B. bei Investitions- und Programmentscheidün^ 
jeweiligen Umweltbelastungen mit einbezogen und bewertet._Motive 
dafür sind die Ab^sicherung vor erwarteten rechtlichen Regelungen, die 
Substitution des Faktoreinsatzes durch weniger problematische Einsatz-
güter, die Erlangung von Kosten- und Imagevorteilen gegenüber der 
Konkurrenz durch frühzeitige Umstellung und/oder dai soziale Engage-
ment der Unternehmunqsleitung. 
Da eine solche Vorgehensweise keineswegs gleichzeitig und gleichartig 
bei allen Betrieben erfolgen dürfte, ergibt sich als Konsequenz der Fall, 
daß „einGut von einigen Betriebswirtschaften als frei, von anderen als 
wirtschaftlich behandelt wird. Dieser Fall ist auch gegeben, wenn ein Gut 
z. B. aus strukturpolitischen Gründen für Unternehmungen einzelner 
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Branchen oder Regionen als quasi frei behandelt wird (z. B. durch Erlassen 
von Auflagen oder Gebühren), in den anderen Wirtschaftszweigen oder 
Gebieten dagegen als knapp mit entsprechendem Berücksichtigungszwang 
im Rechnungswesen. Auch hier müßten nicht zuletzt aus Vergleichbar-
keitsüberlegungen die bevorzugten Betriebswirtschaften bei Anwendung 
des wertmäßigen Kostenbegriffs diesen Gutsverzehr berücksichtigen, um 
die Kostenrechnung als Abbildungsinstrument der Verzehrsvorgänge von 
Wirtschaftsgütern zu vervollständigen. 
bisherigen Überlegungen zur Bestimmung des freien oder wirtschaft-
lichen Charakters sozialer Kostengüter als Grundlage für ihre Ein-
beziehung in den wertmäßigen Kostenbegriff gingen stets von dem Inter-
essenstandpunkt der einzelnen Betriebswirtschaft aus. Ein solches Vor-
gehen scheint unter den Bedingungen einer Marktwirtschaft system-
gerecht zu sein, um die begrifflichen Möglichkeiten der freiwilligen 
Berücksichtigung von sozialen Kosten in betriebswirtschaftlichen Ent-
scheidungen zu untersuchen. 
Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß dieser Standpunkt in der 
DiskussijDn_um den betriebswirtschaftlichen Kostenbegriff keineswegs 
einhellig eingenommen wird, fohmaler^c^ 
mäßigen Kpgtenbegriff^ seinen kostentheoretischen Arbeiten 
von. dem Prinzip, der gerne inwirtsc^^ Wirlschqf^ 
Ohne ausdrücklich auf das Problem der sozialen Kosten einzugehen, 
erinnert er daran, daß privatwirtschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher 
Nutzen oft auseinanderfallen32. Er betont, daß „es keinen Sinn (hat), wenn 
man sich in der Betriebswirtschaftslehre damit begnügt, von Gesamtwirt-
schaftlichkeit einfach nur daherzureden. Es handelt sich vielmehr darum, 
exakt festzustellen, durch welche Abrechnungsmethoden und durch 
welche Preispolitik der größte Gesamtnutzen erzielt wird" 3 3. „Die Lehre 
von der Kostenrechnung und Preispolitik, so wie sie hier vertreten wird, 
behandelt das Problem nicht unter privatwirtschaftlichem Gesichtspunkte; 
das Einzelinteresse berührt uns nicht. Nur weil es ein Interesse der 
Gesamtheit ist, daß alle Betriebe so wirtschaftlich wie möglich arbeiten, 
kümmert sich die Fachlehre, wie sie hier verstanden wird, um diese Dinge. 
Es ist also die gesamtwirtschaftliche, nicht die privatwirtschaftliche Wirt-
schaftlichkeit, die unserer theoretischen Arbeit die Richtung gibt."34 
Aufgabe der Betriebswirtschaftslehre wäre es demnach, die Begriffe „Ge-
samtnutzen", „Interesse der Gesamtheit" bzw. „rationalökonomische 
32 Vgl. Sdimalenbach, a. a. O., S. 2 ff. 
33 Ebenda, S. 3. 
34 Ebenda, S. 2. Diese Forderung wird in ähnlicher Weise auch von Kosiol, E.f a. a. O., 
S. 9 f., vertreten: „Der Kostenbegriff muß auch die Aufgabe erfüllen, daß eine in ge-
eigneter Weise an den Kosten orientierte Preispolitik und die darauf aufbauenden 
Wirtschaftspläne der Unternehmungen dahin führen, daß das volkswirtschaftliche Ziel 
der rationalökonomischen Güterlenkung und optimalen Bedarfsdeckung erreicht wird." 
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Güterlenkung^inhaUli^_ näher zu bestimmen35, daraus den Gutscharakter 
von Verzehrsarten abzuleiten• mjd jKon^seqüeiizen für die Ausgestaltung 
des^beJriebswW und der Kostenrechnung zu 
entwickeln. Nach dem gegenwärtigen Wissensstand zum Problem der 
Divergenz zwischen einzelwirtschaftlich verrechneten und gesamtwirt-
schaftlich entstandenen Kosten müßten auf der Basis dieser theoretischen 
Anforderung alle sozialen Güterverzehre in den einzelwirtschaftlichen 
Kostenbegriff eingehen, unabhängig davon, ob sie aus betriebswirtschaft-
licher Sicht (möglicherweise) knapp oder frei sind. Denn nur dadurch wäre 
die gesamtwirtschaftlich sparsamste Allokation der knappen Güter durch 
die Einzelwirtschaften sicherzustellen. 
Unter Konkurrenzbedingungen ist für die Bestimmung des Gutscharakters 
eine solche „gemeinnützige" Anwendung des Kostenbegriffs_ durch die 
BeirieJb5wixtsÄ alten{all§^4^Jd§n..wenigen pten_ skizzierten 
Fällen zu erwarten, in denen der einzelne Betrieb dadurch mitte 
langfristige Dispositionsvorteile erwirbt, in denen er also erwartete 
Knappheit in seiner Planungsrechnung vorwegzunehmen versucht. Ist die 
Konkurrenz unvollkommen oder gar völlig aufgehoben, so kann die 
Unternehmung aufgrund ihrer Marktmacht im Grenzfall alle sozialen 
Kostengüter in ihrer Rechnung freiwillig berücksichtigen, wenn die Ent-
scheidungsträger über die entsprechende gemeinnützige Einstellung 
verfügen3 6. 
In allen anderen Fällen kann die gemeinwirtschaftliche Interpretation des 
Güterbegriffe Kostenbegriffs nur über 
sta.aJüc^ werden. Die Anforderungen 
der gemeinwirtschaftlich ausgerichteten Vertreter des wertmäßigen 
Kostenbegriffs an die betriebswirtschaftliche Kostentheorie und an den 
ihr zugrundezulegenden Kostenbegriff können also letztlich als Aufforde-
rung an die öffentliche Ordnungsmacht verstanden werden, diejenigen 
Güterverzehre, die nicht marktmäßig entgolten und die unter den ge-
gebenen Marktverhältnissen nicht freiwillig und verhaltenswirksam 
einbezogen werden, mit Hilfe von wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
(Steuern, Gebühren, Auflagen, Verboten usw.) faktisch in die Extension 
des wertmäßigen Kostenbegriffs einzufügen37. 
\i Die Prüfung des Guts^ charalc.tjerj sozialer Kosten stellt sich als ein viel-
—schichtiges und zentrales Problem bei der begrifflichen Beurteilung von 
35 Auf die wohlfahrtstheoretische Problematik eines solchen Vorgehens kann hier nur 
hingewiesen werden. Vgl. Arrow, K. J., Social Choice and Individual Value, 2. Aufl., 
New York 1963. 
36 Dabei ist freilich zu prüfen, ob in dieser monopolähnlichen Situation die freiwillige Ein-
beziehung der sozialen Kostengüter tatsächlich zu der gewünschten veränderten Wirt-
schaftsführung oder nur zu erhöhten Preisen führt. 
37 Dieser Gedanke deckt sich weitgehend mit der Verfolgung des Verursacherprinzips im 
Bereich staatlicher Umweltschutzpolitik. Vgl. dazu auch die in den Fußnoten 3 und 4 
angegebene Literatur. 
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sozialen als betriebswirtschaftlichen (wertmäßigen) Kosten dar, das je 
nach Standpunkt und Situation unterschiedlich gelöst wird. Es muß nun 
die zweite Komponente des Güterverzehrs, nämlich die Verzehrseigen-
schaft untersucht werden. Daß die mit den sozialen Kosten angesprochenen 
Güterarten einem Verzehr unterliegen können, ist ohne weiteres einzu-
sehen: Wasser kann seine Eigenschaft, als Produktionsmittel und als Teil-
nehmer ökologischer Regelkreise zu dienen, durch die Einleitung von 
Schadstoffen oder durch Erwärmung verlieren; Rohstoffreserven werden 
unwiederbringlich aufgebraucht; ein Verkehrsnetz wird abgenutzt; das 
qualitative und quantitative Arbeitspotential von Organisationsmitglie-
dern kann überbeansprucht werden. Es wird deutlich, daß hier ein Verzehr 
vorliegt, weil u.a. diese sozialen Kostengüter „ihre Fähigkeit, zur Er-
stellung betrieblicher Leistungen in ökonomisch sinnvoller, d. h. in den 
Zielen von Betrieb und Unternehmung entsprechender Weise beizutragen, 
ganz oder teilweise verlieren"38. Dieser Verzehr kann die Produktions-
bedingungen der Betriebswirtschaft, die die sozialen Kosten verursacht, 
unmittelbar oder mittelbar beeinflussen. 
bb) Leistungsbezogenheit 
Das Kriterium der Leistung^ läßt _sich ohne besondere 
Schwierigkeiten auf die sozialen Kosten übertragen. Bei Anwendung 
dieses Kriteriums ist derjenige Güterverzehr als leistungsbedingt und 
damit den Kosten zugehörig einzustufen, der „auf den Prozeß der 
j^istungsersteliung zwangsläufig einwirkt, so daß dieser ohne ihn nicht 
zustande kommt"39. Im Sinne des hier definierten Begriffs der sozialen 
Kosten als unentgeltlicher Inanspruchnahme von Produktionsfaktoren 
dürfte die Leistungsbezogenheit dieser Art von Wertverzehr kaum be-
streitbar sein. Insbesondere die Benutzung der Umwelt als Abfallbeseiti-
gungsmittel, aber auch die „überdurchschnittliche" Inanspruchnahme 
pauschal abgegoltener öffentlicher Leistungen oder der produktions-
prozeßbedingte unentgoltene Verbrauch von Arbeitspotential können 
Beispiele für den unmittelbaren oder mittelbaren leistungsbezogenen 
Verzehr sozialer Kostengüter sein. 
b) Wertkomponente 
Die Diskussion der Mengenkomponente hat gezeigt, daß unter dem Blick-
winkel dieses Kriteriums zahlreiche soziale kostenarten als beTfieb~swirt-
schafthche Kostengüter eingestuft v/erden können. Offen bleibt noch, ob 
die zuvor gleichsam mengenmäßig bestimmten Verzehre auch in Geld-
einheiten überführbar sind. Nach einhelliger Auffassung stellen Kosten 
38 Börner, D., Direct Costing als System der Kostenrechnung, Diss. München 1961, S. 35. 
Vgl. zum Verzehrskriterium auch Heinen, E., a.a.O., S. 59 ff.; Kosiol, E., a.a.O., 
S. 14 ff. 
39 Kosiol, E., a. a. O., S. 27. 
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„immer den in einen Geldbetrag umgewandelten Güterverbrauch für 
betriebliche Leistungen dar"40. Die Bewertung in Geldeinheiten soll die 
Verzehrsmengen gleichnamig und damit .rechenbar madffen .IVerrech-
nungsfunktion) _und außerdem so ge _durch sie der 
l^istuJQgsbedingte Güterverzehr zielgerecht erfolgt (Lenkungsfunktion)41. 
In der Regel sind die Marktpreise für die Bewertung betrieblicher Kosten-
güter eine wichtige, wenn auch keine bindende Orientierungsgröße. 
Da die Preislosigkeit ein typisches Kennzeichen der meisten sozialen 
Kostengüter ist. stellt ihre Umwandlung in Geldbeträge für die einzelne 
BetriebsWirtschaft ein schwieriges Problem dar. Wo nicht eine verbind-
liche gesellschaftliche Zielfunktion — ein bekanntlich theoretisch wie 
praktisch unlösbares Problem — oder eine konkrete betriebliche Ziel-
setmng,,. die Ableitung von_ Bewertungsregeln ermöglichen, müssen 
.lisatekritenen^ werden. Dazu zählen das Aufsuchen ver-
gleichbarer Problemstellungen in der Vergangenheit bzw. in anderen 
Gebieten oder Branchen, die fallweise Berechnung von Vermeidungs-
kosten für den einzelwirtschaftlich bewirkten Verzehr Kosten-
guter oder die Pauschalbewertung bestimmter Verzehrskategorien. 
So problematisch und weitgehend ungelöst die Bewertung sozialer Kosten-
güterverzehre auch ist, ihre prinzipielle geldmäßige Bewertbarkeit ist 
dadurch nicht in Frage gestellt42. Damit ist unter dem Aspekt der Wert-
komponente der betriebswirtschaftliche Charakter von sozialen Kosten-
gütern zu bejahen. 
Mit Hilfe der genannten Bewertungsverfahren können die unter den 
Kostenbegriff zu fassenden sozialen Verzehrsarten rechenbar gemacht 
und als eine Art kalkulatorischer Zusatzkosten im Rechnungswesen be-
rücksichtigt werden. Sie sind je nach betriebsindividueller Situation und 
Motivation ihrer Berücksichtigung in der Kostenartenrechnung als selb-
ständige kalkulatorische Kostenart (Umweltkosten, soziale Kosten), als 
kalkulatorische Wagnisse und/oder als kalkulatorische Ansätze für 
geschenkte Produktionsfaktoren einzustufen. 
Bei der Einbeziehung sozialer Kosten in die Prognose- und Planungsrech-
nung ergibt sich gegenüber den zuvor behandelten pagatorischen Kosten-
begriffen ein Unterschied: das Motiv für die Einbeziehung muß nicht mehr 
allein in der (unsicheren) Prognose künftiger externer Auflagen liegen. 
Irn Falle des wertmäßigen Kostenbegriffs können soziale Kosten aus 
begrifflicher Sicht ohne Schwier igk^ 
sondern auch in der Istkostenrechnung angesetzt werden, wenn die ver-
40 Ebenda, S. 29. 
41 Vgl. zu den Funktionen des Kostenwertes Heinen, E., a. a. O., S. 73 ff. und S. 309 ff. 
42 Schwierige Probleme ergeben sich im übrigen auch bei der geldmäßigen Bewertung 
„klassischer" betrieblicher Kostengüter wie etwa bei der Bemessung von Abschrei-
bungen, der Bewertung von Wagnissen oder der Bewertung von Lagerbeständen. 
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zehrten Güter als wirtschaftlich und leistungsbedingt eingestuft und in 
Geldeinheiten ausgedrückt werden können; die Zweckabhängigkeit der 
Ausgestaltung des Kostenbegriffs erlaubt es durchaus, kalkulatorische 
r^stenajten für den Verzehr von als knapp angesehenen Gütern einzu-
setzen, denen keine Ausgaben gegenüberstehen. Die kalkulatorische 
Bewertung kann dann z. B. dem Zweck dienen, die Allokationsstruktur 
der betrieblichen Ressourcen so zu beeinflussen, daß das Ziel der Kosten-
wirtschaftlichkeit unter den Bedingungen der veränderten Kostenstruktur 
z. B. durch technologische Umstellungen und größere Sparsamkeit best-
möglich erreicht wird. Die ehedem nicht erfaßten und nicht bewerteten 
sozialen Kostengüter gehen in den Gesamtkostenblock der Kostenrech-
nung ein und bewirken ein verändertes Verbrauchsbewußtsein. 
Die reale Möglichkeit, daß diese zusätzlichen kalkulatorsichen Kosten-
arten das Kosten- und Preisverhalten einer Betriebswirtschaft tatsächlich 
verändern, hängt, wie bereits bei der Frage des Gutscharakters aus-
geführt, neben ihrer relativen Größenordnung vor allem von der Inten-
sität der jeweiligen Konkurrenzsituation, von den Zukunftserwartungen 
und von der sozialen Einstellung der Entscheidungsträger ab. 
Angesichts der nicht zu unterschätzenden Probleme einer geldmäßigen 
Bewertung sozialer Kpstejnjaucht 
hängig von der grundsätzlichen Möglichkeit, sinnvoll ist, eine Bewertung 
der Verzehrsmengen in Geldeinheiten anzustreben. Stattdessen könnte 
beisj)ielsweise eine mengenmäßige kostenrechnerische Behandlung dieser 
Verzehrsarten in Betracht gezogen werden. Bei einer solchen bonitären 
Velroc^nung der sozialen Kosten stehen die Planung und Kontrolle des 
Mengenverbrauchs im Vordergrund des Interesses (z. B. Schadstoff- und 
AbfaÜmengenplanung und -kontroHe)43. Verschiedene Mengenarten 
können nun zwar nicht mehr als Geldbeträge verrechnet werden _und 
direkt in die Kostenrechnung eingehen. Das Verfahren bleibt jedoch auf-
grund seiner Gliederung nach Verbrauchsarten anschaulich. Es kann in 
Form einer statistisch^ Ergänzung der 
klassischen Kostenrechnung sein. Die zielabhängige Bedeutung der ver-
schiedenen sozialen Kostenarten und Verbrauchsmengen muß bei dieser 
Art der Rechnung über Rangordnungen bzw. bestimmte Sollmengenvor-
stellungen gewichtet werden. Die Problematik der Bestimmung eines 
Kpstenwerts wird umgangen. Die ermittelten Ve^bmuchsmengen müssen 
nun im Wege einer zielabhängigen. ordmalen G in entscKei-
dungsrelevante Informationen transformiert werden. 
43 Dieses Vorgehen erinnert an das von Käfer eingeführte Konzept der „Mengenkosten"; 
vgl. Käfer, K., Standardkostenrechnung, 2. Aufl., Stuttgart 1964, S. 43 f. Zur Messung 
des Verzehrs an „Sozialpotential" (Arbeitszufriedenheit) schlägt Marr ebenfalls eine 
quasi mengenmäßige Erfassungsstrategie in Form von Einstellungsmessungen vor unter 
explizitem Verzicht auf monetäre Bewertungsversuche; vgl. Marr, R., Das Sozial-
potential betriebswirtschaftlicher Organisationen, München 1974 (Manuskript). 
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.Die -Siaüsjäsdi^ J3 e wer tung 
von eluzelwirtschaftHch bedingten sozialen Verbrauchsarten bedeutet ein 
vereinfachtes Vorgehen, das hohe praktische Bedeutung hat. Die Einfüh-
rung von Schwellenwerten im Rafmien^ die 
Erstellung eines unterneiimung.s Sgzj^-und, Üm^eltberichts 
.basieren meist auf dieser mengenorientierten, gualitativ-interpretieren-
den Verzehrsbetrachtung. Da bei diesem .Bewertungfsyerfahren der 
Kostenwert seine Verrechnungsfunktion nicht mehr erfüllen kann, ist die 
Lenkungsfunktion für betriebswirtschaftliche Entscheidungen nur durch 
mengenmäßige Nebenbedingungen und nicht durch Verrechnung im 
Gesamtkostenblock zu verwirklichen. Dadurch wird die konseguente 
Begrenzung sozialer Kosten zu einem Hauptziel44 erhoben. Für die ent-
scheidungsbezogene Berücksichtigung von sozialen Kosten, die — aus 
welchen Gründen auch immer — unbedingt vermieden werden sollen, 
dürfte dieses Verfahren sehr wirksam sein. Dabei ist freilich zu bedenken, 
daß strenge soziale Kostenrestriktionen meist nicht von heute auf morgen, 
sondern nur nach einem längerfristigen technologischen und organisatori-
schen Anpassungsprozeß eingehalten werden können. 
III. Zusammenfassung und Folgeprobleme 
Die vorausgegangene Untersuchung versuchte zu zeigen, daß jeder der 
heute in der Diskussion befindlichen betriebswirtschaftlichen Kosten-
begriffe unter bestimmten Bedingungen in der Lage ist, einzelwirtschaft-
lich bewirkte ^ soziale Kosten^ ^berücksichtigen: Jeder der drei 
kostenbegriffe:kann im Rahmen.ypr^P^anungsre soziale Kosten 
&^Jiijdkjl^^i9&]Q-.i~.>^enn Datenänderungen im Rechtssystem zum Zwecke 
der Internalisierung von sozialen Kostenarten erwartet werden ^darüber 
hinaus erlaubt dpr wprtmäßige KostenbegrifQrn, Rahmen der 
s c *] i^? u j s i l i?^^ jeweils verfolgten Ziel-
setzungen die Einbeziehung sozialer Kosten in die Kostenrechnung ins-
gesamt. Der wertmäßige Kostenbegriff erweist sich damit als flexibles, 
praxisrelevantes Instrument zur problem- und situationsabhängigen 
Berücksichtigung von unentgeltlichen Faktorverzehrsarten im einzelwirt-
schaftlichen Kostendenken. 
Die Frage, warum bislang erst so selten soziale Kosten freiwillig im 
innerbetrieblichen Rechnungswesen berücksichtigt werden, läßt sich unter 
Hinweis auf die Problematik der Bestimmung des Wirtschaftsgutbegriffs, 
auf die damit zusammenhängende Entwicklung des Bewußtseins für die 
Bedeutung des unentgeltlichen Verbrauchs von Einsatzgütern (soziale 
Kosten)45 und auf die Bedeutung der jeweiligen Konkurrenzsituation be-
44 Vgl. dazu Heinen, £., Grundlagen betriebswirtschaftlicher Entscheidungen, Das Ziel-
system der Unternehmung, 2. Aufl., Wiesbaden 1971, S. 107 f. 
45 Auf die Abhängigkeit des Bewußtseins für soziale Kosten und ihre Beseitigungsdring-
lichkeit von den jeweils ausdrücklich oder stillschweigend vorausgesetzten individuel-
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antworten. Von diesen Faktoren ist auch die Möglichkeit der Verminde-
rung des gesamtwirtschaftlichen Wertverzehrs als Folge seiner stärkeren 
Berücksichtigung im einzelwirtschaftlichen Rechnungswesen abhängig. 
Gleichzeitig wird damit auch der Möglichkeitsraum einer künftigen frei-
willigen Einbeziehung von sozialen Kosten und damit eines unterneh-
mungspolitischen Beitrags zur sogenannten Lebensqualität umrissen. 
Zahlreiche Probleme der praktischen Erfassung und Bewertung von 
sozialen Kosten wurden bereits angedeutet. Auf sie kann hier nur hin-
gewiesen werden, ohne daß damit ihre Bedeutung herabgesetzt werden 
soll. Auch die mit der freiwilligen kalkulatorischen Intemalisierung zu-
sammenhängenden schwierigen überwälzungs-, Verteijungs-, Struktur-
und_Wettbewerbsfragen wurden nur gestreift und können hier nicht 
weiter beleuchtet werden. Die genannten Probleme führen letzten Endes 
zu einer uneinheitlichen einzelwirtschaftlichen Behandlung der freiwilli-
gen Sozialkostenberücksichtigung. Eine solche Entwicklung kann unter 
der Bedingung geringer Konkurrenzintensität mit entsprechend großem 
einzelwirtschaftlichen Handlungsspielraum und gleichmäßig stark aus-
geprägtem sozialen Kostenbewußtsein der Entscheidungsträger u. U. zu 
einer weitgehenden Beseitigung sozialer Kosten führen. (In der Regel 
dürfte sie aber nur eine teilweise und unausgewogene Problembewälti-
gung hervorbringen.) Es ist jedoch fraglich, ob es gesamtwirtschaftlich 
vertretbar und systemgerecht ist, die Verantwortung für das notwendige 
Ausmaß der Einbeziehung und Beseitigung sozialer Kosten den Entschei-
dungen einer großen Zahl von Unternehmungen allein zu überlassen, die 
prinzipiell in der Lage sind, diese Verantwortung auszufüllen46. Bei sehr 
mtensiver Konkurrenz schmelzen di_e Möglichkeiten der einzelnen Unter-
nehmung zur freiwilligen Einbeziehung sozialer Kosten in ihre Entschei-
dungen ohnehin sehr stark. 
Mit Blick auf diese nur kurz angedeuteten Probleme47 erscheint es not-
len bzw. gesellschaftlichen Wertvorstellungen weist insbesondere auch Thiemeyer hin; 
vgl. Thiemeyer, T., Kosten als gesellschaftliche Bedeutungsgröße, in: Zeitschrift für 
Verkehrswissenschaft, Jg. 39, 1968, S. 193—204. Inwiefern eine Ausweitung der Mit-
bestimmung das Bewußtsein für diese Kosten bei unternehmungspolitischen Entschei-
dungen schärft, muß zum gegenwärtigen Zeitpunkt offen bleiben. Eventuell wird die 
Aufmerksamkeit für soziale Kosten, die im Bereich der Belegschaft entstehen, erhöht. 
46 Vgl. zu der angedeuteten Problematik der sozialen Verantwortung des Management 
auch Steinmann, H., Zur Lehre von der „gesellschaftlichen Verantwortung der Unter-
nehmensführung" — Zugleich eine Kritik des Davoser Manifests —, in: WiSt, 2. Jg., 
1973, S. 467—473; Wächter, H., Unternehmungsziele und unternehmerische Verantwor-
tung, in: BFuP, 21. Jg. 1969, S. 193—206. 
47 Die Frage der formalen und materiellen Ausgestaltung der externen Rechenschafts-
legung bei Einbeziehung sozialer Kosten (Sozialbilanz), die in jüngerer Zeit häufig auf-
geworfen wird, bleibt hier ebenso ausgeklammert wie die Fragen, inwieweit betriebs-
wirtschaftlich bewirkte Kosten bereits durch Abgaben der Unternehmungen kompen-
siert sein können, wie sich die Einbeziehung sozialer Kosten steuerlich auswirkt und 
welchen Einfluß die erhöhten kalkulatorischen Kosten auf die Kalkulation öffentlicher 
Aufträge haben. 
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wendig, für die einzelwirtschaftliche Berücksichtigung von sozialen 
Kosten von Seiten der dazu legitimierten öffentlichen Instanzen formale 
j indjnate^ Regelungen.zu schaffen; s^ie das einzejwirtschaftliÄe Ver-
halten vereinheitlichen und vergleichbar machen. Das im politischen 
Meinungs- und Willensbildungsprozeß einer Gesellschaft als unabdingbar 
angesehene Ausmaß der Internalisierung sozialer Kosten muß von den 
dazu vorgesehenen staatlichen Organen formuliert und durchgesetzt 
werden. Dieser Standpunkt, der auch mit Schmalenbachs Forderung nach 
gesamtwirtschaftlicher Wirtschaftlichkeit in Einklang steht, entspricht der 
gegenwärtigen Politik von Bund und Ländern im Bereich des Umwelt-
schutzes und des Arbeitsrechtes. 
Damit sollte das freiwillige einzelwirtschaftliche Engagement für die 
Beseitigung sozialer Kosten — ob es nun aus~ eThisS-gesen?Ääftlichen 
oder aus ökonomischen, produktivitätsorientierten Motiven entspringt, 
sei dahingestellt — keineswegs gebremst werden. Es ist nämlich in der 
Lage, eine zusätzliche Verbesserung der sozialen Kostensituation und 
damit der Lebensqualität herbeizuführen. Neben der zuvor aus begriff-
lichen Gründen diskutierten freiwilligen kalkulatorischen Berücksichti-
gung sozialer Kosten in betriebswirtschaftlichen Entscheidungen können 
als Beispiel dafür die freiwilligen Sozialleistungen von Unternehmungen 
angeführt werden. Diese haben zu eineT Verringerung der sozialen 
Kosten im Bereich der Arbeit geführt, indem soziale Folgelasten des 
Arbeitslebens (Gesundheitsfürsorge,^ usw.) in „echte" betriebs-
wirtschaftÜ Kosten überführt_w Zugleich geht häufig von einer 
derartigen freiwilligen Umwandlung sozialer Kosten ein Anstoß an die 
Konkurrenz aus, sich in ähnlicher Weise zu verhalten. 
Es war das Ziel dieses Beitrags, die Möglichkeiten und Probleme einer 
einzelwirtschaftlichen Berücksichtigung sozialer Kosten unter konsequen-
ter Anwendung der betriebswirtschaftlichen Kostenbegriffe zu erarbeiten. 
Dabei zeigt sich, daß die häufig als sehr trennscharf angesehene Unter-
scheidung zwischen sozialen Kosten undjDetriebswirtschaftlichen Kosten 
begrifflich keineswegs so deutlich ist. Der Übergang zwischen 
beiden Ko ist vielmehr fließend. Es wird jedoch deutlich, daß die 
begriffslogischen Möglichkeiten der einzelwirtschaftlichen Einbeziehung 
sozialer Kosten und die realen Möglichkeiten ihrer Berücksichtigung nicht 
unbedingt übereinstimmen. Je nach einzelwirtschaftlicher Zielvorstellung 
und Problemsituation können aber in bestimmten Fällen Wertverzehre, 
die gemeinhin ausschließlich als soziale Kosten angesehen werden, und 
betriebswirtschaftliche Kosten real zusammenfallen. 
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